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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

A r t i k e l  1

Dem am 7. März 2007, 15. März 2007, 27. März 2007 und
20. April 2007 in Hamburg, Bremen, Kiel und Hannover unter-
zeichneten Abkommen über die Gemeinsame Zentrale
Adoptionsstelle (GZA) für die Länder Freie Hansestadt
Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein wird zugestimmt.

A r t i k e l  2

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht.

A r t i k e l  3

Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 11 in
Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben. 

Ausgefertigt Hamburg, den 7. September 2007.

Der Senat

Gesetz
zum Abkommen

über die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle (GZA)
für die Länder Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg,

Niedersachsen und  Schleswig-Holstein
Vom 7. September 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Die Länder schließen folgendes Abkommen:

A r t i k e l  1

Die vertragschließenden Länder vereinbaren die Einrich-
tung einer Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle nach § 2
Absatz 1 Satz 4 des Adoptionsvermittlungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 2001 (BGBl.
2002 I S. 354). Sie wird bei der in der Freien und Hansestadt
Hamburg für die Aufgaben der Jugendhilfe zuständigen Fach-
behörde eingerichtet und führt die Bezeichnung „Gemeinsame
Zentrale Adoptionsstelle der Länder Freie Hansestadt Bremen,
Freie und Hansestadt Hamburg, Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein“, im Folgenden „Gemeinsame Zentrale Adop-
tionsstelle“ genannt.

A r t i k e l  2

(1) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle erfüllt alle
Aufgaben, die den zentralen Adoptionsstellen durch die §§ 2
bis 4, 7, 9, 9 b, 10 bis 12 des Adoptionsvermittlungsgesetzes
zugewiesen sind. Sie hat insbesondere

1. Anträge freier Träger mit Sitz in den vertragschließenden
Ländern auf Anerkennung als Adoptionsvermittlungs-
stelle zu prüfen und darüber zu entscheiden (§§ 2 Absatz 2,
4 Absatz 1 Adoptionsvermittlungsgesetz),

2. Anträge der Adoptionsvermittlungsstellen der Jugend-
ämter auf Zulassung zur internationalen Adoptionsver-
mittlung im Verhältnis zu einem oder mehreren bestimm-
ten Staaten allgemein oder im Einzelfall zu prüfen und
darüber zu entscheiden (§ 2 a Absatz 3 Nr. 3 Adoptionsver-
mittlungsgesetz),

3. mit der Bundeszentralstelle für Auslandsadoption zusam-
menzuarbeiten, diese über jeden Vermittlungsfall zu unter-
richten, dieser jährlich zusammenfassend über ihre Arbeit
auf dem Gebiet der internationalen Adoptionsvermittlung
zu berichten und auf deren Ersuchen über einzelne Ver-
mittlungsfälle Auskunft zu geben (§ 2 a Absatz 4 und 5
Adoptionsvermittlungsgesetz),

4. Anträge auf Erteilung von Ausnahmegenehmigungen von
der personellen Mindestausstattung der Adoptionsver-
mittlungsstellen zu prüfen und darüber zu entscheiden (§ 3
Absatz 2 Adoptionsvermittlungsgesetz),

5. Anträge auf Anerkennung als Auslandsvermittlungsstelle
zu prüfen und darüber zu entscheiden (§ 4 Absatz 2
Adoptionsvermittlungsgesetz),

6. Berichte über die allgemeine Eignung von Adoptions-
bewerbern entgegenzunehmen, zu prüfen und den zustän-
digen ausländischen Stellen zuzuleiten (§ 7 Absatz 3 Nr. 1
Adoptionsvermittlungsgesetz),

7. Vermittlungsakten aufgelöster Adoptionsvermittlungs-
stellen aufzubewahren (§ 9 b Absatz 1 Adoptionsvermitt-
lungsgesetz),

8. Adoptionsbewerber für schwer zu vermittelnde Kinder zu
suchen und diese im Einzelfall selbst zu vermitteln (§ 10
Absatz 3 Adoptionsvermittlungsgesetz),

9. die Adoptionsvermittlungsstellen in tatsächlich oder
rechtlich schwierigen Fällen zu beraten und zu unter-
stützen (§ 11 Absatz 1 Adoptionsvermittlungsgesetz),

10. in Adoptionsverfahren, an denen auf Seiten der Adop-
tionsbewerber oder des Kindes ein Ausländer beteiligt ist,
Stellungnahmen gemäß § 49 Absatz 2 des Gesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit abzu-
geben und

11. unbeschadet der Verantwortlichkeit der Jugendämter in
Zusammenarbeit mit den Landesjugendämtern und ihren
für die Heimaufsicht zuständigen Stellen zu prüfen, für
welche Kinder in den Heimen ihres Bereiches die
Annahme als Kind in Betracht kommt (§ 12 Adoptions-
vermittlungsgesetz).

Zur Durchführung sachdienlicher Ermittlungen und Unter-
suchungen kann sie die Hilfe der örtlichen Adoptionsver-
mittlungsstellen in Anspruch nehmen.

A r t i k e l  3

(1) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle ist für die
vertragschließenden Länder gemäß § 1 des Adoptionsüberein-
kommens-Ausführungsgesetzes Zentrale Behörde im Sinne des
Artikel 6 des Haager Übereinkommen über den Schutz von
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der interna-
tionalen Adoption. Sie arbeitet mit den Zentralen Behörden
der anderen Vertragsstaaten und der Bundeszentralstelle für
Auslandsadoption zusammen (Artikel 7 Absatz 1 Haager Über-
einkommen über den Schutz von Kindern und die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption). Sie erteilt
Auskünfte über das deutsche Adoptionsrecht, übermittelt
allgemeine Informationen sowie spezielle über die Wirkungs-
weise des Übereinkommens (Artikel 7 Absatz 2 Haager Über-
einkommen über den Schutz von Kindern und die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption). Sie trifft
unmittelbar oder mit Hilfe anderer staatlicher Stellen Maßnah-
men, um unstatthafte Vermögens- und sonstige Vorteile und
andere den Zielen des Übereinkommens zuwiderlaufende
Praktiken zu verhindern (Artikel 8 Haager Übereinkommen
über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der internationalen Adoption). Sie erteilt Aus-
künfte über die Lage des Kindes und der künftigen Adoptiv-
eltern. Sie erleichtert, überwacht und beschleunigt Adop-
tionsverfahren und fördert den Aufbau vor- und nachgehender
Beratungsdienste (Artikel 9 Haager Übereinkommen über den
Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der internationalen Adoption). Soweit Aufgaben nach dem
Haager Adoptionsübereinkommen nicht der Bundeszentral-
stelle für Auslandsadoption zugewiesen sind oder von Jugend-
ämtern, anerkannten Auslandsvermittlungsstellen oder sonsti-
gen zuständigen Stellen wahrgenommen werden, nimmt die
Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle diese Aufgaben wahr.
Sie verkehrt unmittelbar mit allen zuständigen Stellen im
In- und Ausland.

(2) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle nimmt die
Aufgaben einer Auslandsvermittlungsstelle nach § 1 Absatz 4,
§§ 4 bis 7 des Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgeset-
zes wahr.

Abkommen
über die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle

der Länder Freie Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein
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(3) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle stellt
Bescheinigungen über eine im Inland vollzogene Annahme
oder die Umwandlung eines Annahmeverhältnisses nach § 8
Adoptionsübereinkommens-Ausführungsgesetz aus.

A r t i k e l  4

In vormundschaftsgerichtlichen Verfahren nach § 3 Adop-
tionswirkungsgesetz (Umwandlungsausspruch) wird die Betei-
ligungsaufgabe nach § 5 Absatz 3 Satz 2 Adoptionswirkungs-
gesetz von der Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle wahr-
genommen.

A r t i k e l  5

(1) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle arbeitet mit
den Obersten Landesjugendbehörden und Landesjugend-
ämtern der vertragschließenden Länder, den Adoptionsver-
mittlungsstellen in kommunaler und freier Trägerschaft, den
Auslandsvermittlungsstellen und der Bundeszentralstelle für
Auslandsadoption zusammen.

(2) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle ist für die
vertragschließenden Länder diejenige Behörde, der die
Ersuchen nach Artikel 14 des Europäischen Übereinkommens
über die Adoption von Kindern vom 24. April 1967 übermittelt
werden.

(3) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle führt Fort-
bildungsmaßnahmen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Adoptionsvermittlungsstellen der vertragschließenden
Länder durch.

A r t i k e l  6

(1) Zur Wahrnehmung gemeinsamer Belange bilden die
vertragschließenden Länder ein Kuratorium.

(2) Dem Kuratorium gehören je 2 Vertreter der vertrag-
schließenden Länder an. Die Leiterin oder der Leiter der
Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle nimmt an den
Sitzungen des Kuratoriums mit beratender Stimme teil. Der
Vorsitz des Kuratoriums wechselt alle zwei Jahre in alphabeti-
scher Reihenfolge.

(3) Die Geschäftsführung des Kuratoriums obliegt der
Leiterin oder dem Leiter der Gemeinsamen Zentralen Adop-
tionsstelle.

(4) Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit
der vertragschließenden Länder. Jedes Land hat eine Stimme.
Bei Stimmengleichheit kommt ein Beschluss nicht zustande.
Das Kuratorium kann sich eine Geschäftsordnung geben.

A r t i k e l  7

(1) Das Kuratorium berät über grundsätzliche Fragen der
Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle und gibt Empfehlun-
gen ab.

(2) Das Kuratorium befasst sich insbesondere mit

1. Grundsätzen für die Arbeit der Gemeinsamen Zentralen
Adoptionsstelle,

2. Personal-, Organisations- und Haushaltsangelegenheiten
der Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle.

(3) Die Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle erstattet dem
Kuratorium einen Bericht über ihre Tätigkeit im vorangegan-
genen Kalenderjahr.

A r t i k e l  8

(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg stellt für die
Gemeinsame Zentrale Adoptionsstelle Personal- und Sach-
mittel im erforderlichen Umfang zur Verfügung.

(2) Die durch die Einrichtung, Unterhaltung und Tätigkeit
der Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle entstehenden
Kosten tragen die vertragschließenden Länder gemeinsam
nach dem Verhältnis ihrer Einwohnerzahl. Maßgebend ist die
Bevölkerungszahl, die das Statistische Bundesamt für den
30. Juni des vorangegangenen Haushaltsjahres festgestellt hat.

(3) Der Voranschlag des Haushaltsplanes der Gemeinsamen
Zentralen Adoptionsstelle einschließlich des Entwurfs des
Stellenplans wird zunächst vom Kuratorium beraten. Er wird
dessen Mitgliedern zum frühest möglichen Zeitpunkt über-
sandt. Der Voranschlag bedarf der Zustimmung aller vertrag-
schließenden Länder.

(4) Die jährlichen Kostenbeiträge werden abschlagsweise in
zwei Teilbeträgen jeweils zum 1. April und zum 1. Oktober des
laufenden Haushaltsjahres erstattet. Die endgültige Abrech-
nung wird zum 30. Juni des folgenden Jahres vorgenommen.

(5) Die in der Freien und Hansestadt Hamburg für die
Aufgaben der Jugendhilfe zuständige Fachbehörde übt unter
Beachtung der dazu vom Kuratorium gegebenenfalls beschlos-
senen Empfehlungen die Dienst- und Fachaufsicht über die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinsamen Zentralen
Adoptionsstelle aus.

A r t i k e l  9

Für die Bewirtschaftung der im Haushaltsplan ausgewiese-
nen Einnahmen und Ausgaben und die Prüfung der Jahres-
abrechnung sind die in der Freien und Hansestadt Hamburg
geltenden Vorschriften maßgebend. Die Freie und Hansestadt
Hamburg unterrichtet nach Abschluss des Prüfungsverfahrens
die vertragschließenden Länder über das Prüfungsergebnis.
Haushaltswirtschaftliche Beschränkungen eines vertrag-
schließenden Landes führen nicht zur Reduzierung des
gemeinschaftlich festgelegten Haushaltsplans. 

A r t i k e l  1 0

(1) Jedes vertragschließende Land kann durch Kündigung
mit einer Frist von einem Jahr zum Ende des Kalenderjahres
aus dem Abkommen ausscheiden. Die Kündigung wird wirk-
sam, wenn sie allen vertragschließenden Ländern zugegangen
ist.

(2) Eine Auseinandersetzung über die Ausstattungsgegen-
stände der Gemeinsamen Zentralen Adoptionsstelle wird nur
bei vollständiger Auflösung vorgenommen. In diesem Fall
leistet die Freie und Hansestadt Hamburg an die übrigen ver-
tragschließenden Länder Erstattungsbeiträge, die sich nach
dem Zeitwert aller vorhandenen Ausstattungsgegenstände und
nach dem aus der Einwohnerzahl ermittelten Anteil gemäß
Artikel 8 Absatz 2 bemessen.



§ 1

(1) Der Bebauungsplan Jenfeld 24 für das Gebiet östlich
Holstenhofweg/nordwestlich Schimmelmannstraße (Bezirk
Wandsbek, Ortsteil 512) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Nordwestgrenze der Flurstücke 2823, 2954 und 2955, Nord-
west- und Nordostgrenze des Flurstücks 2871, über die

Flurstücke 2556 und 2995, Nordostgrenze der Flurstücke
355, 1684, 2804 und 2803, über das Flurstück 353 der
Gemarkung Jenfeld – Schimmelmannstraße – Holstenhof-
weg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans, die ihm
beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht
für jedermann niedergelegt.
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Bremen, den 15. März 2007
Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales
gez. Ingelore Rosenkötter

Hamburg, den 7. März 2007
Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg

Der Präses der Behörde für Soziales, Familie,
Gesundheit und Verbraucherschutz

gez. Zweite Bürgermeisterin Birgit Schnieber-Jastram

Hannover, den 20. April 2007
Für das Land Niedersachsen

Für den Niedersächsischen Ministerpräsidenten
Für die Ministerin für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

gez. Uwe Schünemann

Kiel, den 27. März 2007
Für das Land Schleswig-Holstein

Für den Ministerpräsidenten
Die Ministerin für Justiz, Frauen, Jugend und Familie

gez. Gitta Trauernicht

Verordnung
über den Bebauungsplan Jenfeld 24

Vom 10. September 2007

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 3. April 2007 (HmbGVBl. S. 119, 134), § 81
Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am
11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157), § 7 Absatz 3 Satz 1 Num-
mern 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der
Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geän-
dert am 3. April 2007 (HmbGVBl. S. 119), sowie § 1, § 2 Ab-
satz 1 und § 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), geändert am 19. Juni 2007
(HmbGVBl. S. 168), wird verordnet:

A r t i k e l  1 1

Das Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations-
urkunden werden bei der Freien und Hansestadt Hamburg
hinterlegt. Sie teilt den übrigen vertragschließenden Ländern

die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde mit. Das
Abkommen tritt mit dem Tage in Kraft, der auf die Hinter-
legung der letzten Ratifikationsurkunde folgt. Gleichzeitig tritt
das Abkommen in der Fassung vom 16. Juli 1979 außer Kraft.
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(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 und 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den Gewerbegebieten und im Industriegebiet sind Ein-
zelhandelsbetriebe unzulässig. Einzelhandelsbetriebe, die
mit Kraftfahrzeugen einschließlich Zubehör handeln, sind
ausnahmsweise zulässig. Auf den mit „(1)“ bezeichneten
Flächen sind Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zuläs-
sig, wenn sie mit Baustoffen, Werkzeugen, Gartengeräten
und sonstigem Bau- und Gartenbedarf handeln, diese
Artikel ausstellen oder lagern.

2. In den Gewerbegebieten sind Büro- und Verwaltungs-
gebäude nur ausnahmsweise zulässig. Ausnahmen für Ver-
gnügungsstätten werden ausgeschlossen.

3. In den Gewerbegebieten und im Industriegebiet sind
gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie Squash- und Ten-
nishallen, Bowlingbahnen) unzulässig. 

4. Für die Erschließung der Gewerbegebiete und des Indus-
triegebiets können weitere öffentliche Verkehrsflächen
erforderlich werden. Ihre genaue Lage bestimmt sich nach
der beabsichtigten Bebauung. Sie werden nach § 125
Absatz 2 des Baugesetzbuchs hergestellt.

5. Nachts dürfen die immissionswirksamen flächenbezogenen
Schallleistungspegel in den Gewerbegebieten 45 dB(A)/m²
und im Industriegebiet 60 dB(A)/m² nicht überschreiten.

6. In den Gewerbegebieten und im Industriegebiet muss der
Durchgrünungsanteil auf den jeweiligen Grundstücken
mindestens 15 vom Hundert betragen. Für je angefangene
150 m² der zu begrünenden Grundstücksfläche ist min-
destens ein kleinkroniger Baum oder für je angefangene 
300 m² der zu begrünenden Grundstücksfläche mindestens
ein großkroniger Baum zu pflanzen.

7. Für festgesetzte Baumanpflanzungen und für Ersatzan-
pflanzungen gilt: Es sind standortgerechte Laubbäume zu
verwenden und zu erhalten. Bäume müssen einen Stamm-
umfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erd-
boden gemessen, aufweisen. Unter dem Kronenbereich
jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von min-
destens 12 m² anzulegen und zu begrünen.

8. Auf den mit „(2)“ bezeichneten Flächen kann die höchst-
zulässige Gebäudehöhe um 2 m überschritten werden, wenn
die Dachneigung mindestens 15 Grad beträgt.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 10. September 2007.

Das Bezirksamt Wandsbek
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A r t i k e l  1
Hamburgisches Landespflegegesetz (HmbLPG)

§ 1 
Zielsetzung

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, in der Freien und Hansestadt
Hamburg eine leistungsfähige, zahlenmäßig ausreichende,
wirtschaftliche und aufeinander abgestimmte pflegerische 
Versorgungsstruktur vorzuhalten. Zugleich soll für Pflegebe-
dürftige das Eintreten von Sozialhilfebedürftigkeit in Folge
von Beiträgen zu Investitionsaufwendungen gezielt vermieden
werden.

(2) Bei der Umsetzung dieses Gesetzes wirken insbesondere
die zuständige Behörde, die Bezirke, der Sozialhilfeträger, die
Träger der Pflegeeinrichtungen und die Pflegekassen unter
Beteiligung des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung sowie Organisationen, die die Interessen der Pflege-
bedürftigen vertreten, eng und vertrauensvoll zusammen.

§ 2 

Planung der Versorgungsstruktur

(1) Die zuständige Behörde erstellt zur Verwirklichung 
des in § 1 Absatz 1 genannten Ziels eine Rahmenplanung. Die
Rahmenplanung berücksichtigt neben Pflegeeinrichtungen
auch Angebote, die geeignet sind, den Eintritt von Pflegebe-
dürftigkeit zu vermeiden oder zu verzögern, den Vorrang
ambulanter Pflege zu sichern oder pflegende Angehörige zu
entlasten (komplementäre Angebote). 

(2) Die Rahmenplanung stellt den Bestand an Pflege-
einrichtungen und komplementären Angeboten fest, bewertet
die Angebote hinsichtlich ihrer Zahl und der Qualität vor dem
Hintergrund der Bedarfe von Pflegebedürftigen und Pflege-
personen und des Zusammenwirkens im Rahmen der pflege-
rischen Versorgung, trifft Aussagen über die voraussichtliche
Entwicklung der Bedarfe insbesondere unter Berücksichtigung
der Bevölkerungsentwicklung, formuliert quantitative und
qualitative Ziele für die Versorgungsstruktur und benennt
Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur.
Dabei berücksichtigt die Rahmenplanung Strukturen und
Planungen im Gesundheitswesen. 

(3) Die Rahmenplanung wird regelmäßig fortgeschrieben.
Zum Entwurf der Rahmenplanung ist der Landespflegeaus-
schuss zu hören.

(4) Zur besseren kleinräumigen Abstimmung der pflege-
rischen Versorgungsangebote können in den Bezirken Pflege-
konferenzen eingerichtet werden.

§ 3 

Auskunftspflichten

Die Träger der Pflegeeinrichtungen und die Dienststellen
der Heimaufsicht, die Pflegekassen, die privaten Versiche-
rungsunternehmen, die eine private Pflegeversicherung im
Sinne des Elften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB XI) vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014, 1015), zuletzt geändert am

31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407, 2442), in der jeweils gelten-
den Fassung betreiben, sowie der Medizinische Dienst der
Krankenversicherung sind verpflichtet, der zuständigen Be-
hörde oder einer von ihr beauftragten Stelle die für die Zwecke
der Rahmenplanung nach § 2 erforderlichen Auskünfte zu
erteilen. Personenbezogene Daten, Sozialdaten sowie Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisse werden nicht mitgeteilt. 

§ 4 

Förderung der Versorgungsstruktur

(1) Die Förderung erfolgt auf Grundlage der Rahmen-
planung gemäß § 2 und nach Maßgabe verfügbarer Haushalts-
mittel.

(2) Für zugelassene Pflegeeinrichtungen der Tages- und
Nachtpflege sowie für zugelassene Einrichtungen der Kurz-
zeitpflege können die laufenden betriebsnotwendigen Investi-
tionsaufwendungen im Sinne von § 82 Absatz 3 SGB XI durch
Zuschüsse zu den anerkennungsfähigen Gesamtkosten ge-
fördert werden.

(3) Investitionsaufwendungen von ambulanten und voll-
stationären Pflegeeinrichtungen können gefördert werden,
soweit in der Rahmenplanung gemäß § 2 ein zahlenmäßig nicht
ausreichendes Angebot festgestellt wurde. 

(4) Investitionsaufwendungen von Pflegeeinrichtungen
können gefördert werden, wenn die Maßnahme zur qualitati-
ven Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgungsstruktur
beiträgt.

(5) Für komplementäre Angebote können Zuwendungen
gewährt werden.

§ 5

Gesonderte Berechnung 
nicht geförderter Aufwendungen

(1) Pflegeeinrichtungen, die nach Maßgabe dieses Gesetzes
gefördert werden oder sonstige öffentliche Zuschüsse oder
geförderte Darlehen erhalten oder erhalten haben, dürfen
betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen nach § 82 Ab-
satz 2 Nummer 1 SGB XI sowie Aufwendungen für Miete,
Pacht, Nutzung oder Mitbenutzung von Gebäuden oder sonsti-
gen Anlagegütern nach § 82 Absatz 2 Nummer 3 SGB XI den
Pflegebedürftigen nicht oder bezogen auf den nicht geförderten
Anteil nur anteilig gesondert berechnen. Die gesonderte
Berechnung bedarf der Zustimmung der zuständigen Behörde. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das
Nähere zum Verfahren, zu Art, Höhe und Laufzeit sowie zur
Verteilung der gesondert berechenbaren Aufwendungen auf die
Pflegebedürftigen zu bestimmen. 

§ 6 

Einkommensabhängige Einzelförderung

(1) Pflegebedürftigen, die in nach dem Elften Buch Sozial-
gesetzbuch zugelassenen Pflegeheimen vollstationär gepflegt
und ganztägig versorgt werden, wird einkommensbezogen ein
Zuschuss (einkommensabhängige Einzelförderung) zu den

Gesetz 
zur Deregulierung des Hamburgischen Landespflegerechts

Vom 18. September 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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laufenden betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen,
die ihnen die Pflegeheime nach § 5 Absatz 1 oder nach § 82
Absatz 4 SGB XI gesondert berechnen, gewährt. 

(2) Eine Förderung nach Absatz 1 wird gewährt, soweit die
Freie und Hansestadt Hamburg die nach § 5 gesondert berech-
neten oder nach § 75 Absatz 5 Satz 3 des Zwölften Buchs 
Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022,
3023), zuletzt geändert am 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407,
2442), vereinbarten Investitionsaufwendungen aus Sozialhilfe-
mitteln übernimmt oder übernehmen würde. Unterhalts-
ansprüche gegenüber Kindern und Eltern sowie der Einsatz
von Vermögen in angemessener Höhe bleiben bei der Einkom-
mensberechnung unberücksichtigt. 

(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das
Nähere zu den Voraussetzungen der Förderung und zum Ver-
fahren sowie zu den Vermögensgrenzen zu regeln. 

§ 7 

Rechtsweg und Schadensersatzpflicht

(1) Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Rechtsweg
zum Sozialgericht gegeben.

(2) Die Regelungen zum Übergang von Ansprüchen in § 116
des Zehnten Buchs Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 
18. Januar 2001 (BGBl. I S. 131), zuletzt geändert am 31. Okto-
ber 2006 (BGBl. I S. 2407, 2442), sind entsprechend auch für die
Leistungen nach § 6 anwendbar.

A r t i k e l  2

Zweite Änderung 
des Hamburgischen Gesundheitsdienstgesetzes 

Das Hamburgische Gesundheitsdienstgesetz vom 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 201), geändert am 26. Januar 2006 
(HmbGVBl. S. 29), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden im Eintrag zu § 20 die
Wörter „und teilstationäre“ gestrichen.

2. § 20 wird wie folgt geändert:

2.1 In der Überschrift werden die Wörter „und teilstationäre“
gestrichen.

2.2 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „oder teilstationäre“
gestrichen.

A r t i k e l  3

Übergangsbestimmungen

Zustimmungen zur gesonderten Berechnung von Investi-
tionsaufwendungen, die nach den Vorschriften des Hambur-
gischen Landespflegegesetzes in der bis zum 25. September
2007 geltenden Fassung erlassen wurden, gelten weiter, bis sie
durch eine Zustimmung nach Artikel 1 § 5 Absatz 1 Satz 2
beziehungsweise Vereinbarungen nach § 75 des Zwölften
Buchs Sozialgesetzbuch ersetzt werden. Der Träger der Ein-
richtung und die zuständige Behörde sind jeweils berechtigt,
für die Zukunft eine Neuberechnung zu verlangen beziehungs-
weise zu Verhandlungen über eine Vereinbarung nach § 75 des
Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch aufzufordern. Sofern eine
Zustimmung zur gesonderten Berechnung von Investitionsauf-
wendungen erteilt wurde, sind auch im Falle einer Neuberech-
nung der nicht geförderten Aufwendungen die bisher geneh-
migten Anschaffungs- und Herstellungswerte für Bauten,
Außenanlagen und technische Anlagen bei einer Zustimmung
nach Artikel 1 § 5 Absatz 1 Satz 1 der Kalkulation zugrunde zu
legen. 

A r t i k e l  4

Fortgeltende Verordnungsermächtigung

Die Landespflegegesetzverordnung gilt als auf Grund von
Artikel 1 § 5 Absatz 2 und § 6 Absatz 3 dieses Gesetzes erlassen.

A r t i k e l  5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

(2) Das Hamburgische Landespflegegesetz vom 20. Juni
1996 (HmbGVBl. S. 124) in der geltenden Fassung wird aufge-
hoben.

(3) Die Heimverordnung vom 29. Oktober 1968 
(HmbGVBl. S. 248) in der geltenden Fassung tritt außer Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 18. September 2007.

Der Senat
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Zehntes Gesetz
zur Änderung des Bauleitplanfeststellungsgesetzes

Vom 18. September 2007

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

In § 3 Absatz 1 Satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in
der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 3. April 2007 (HmbGVBl. S. 119, 134), wird
die Textstelle „Bebauungspläne nach §§ 8 bis 13 BauGB“ ersetzt
durch die Wörter „Bebauungspläne nach dem Baugesetzbuch“.

Ausgefertigt Hamburg, den 18. September 2007.

Der Senat

Verordnung
über Zulassungszahlen für die Hochschule der Polizei Hamburg

für das Wintersemester 2007/2008
(Zulassungszahlenverordnung – Hochschule der Polizei Hamburg – ZulZVO-HdP)

Vom 18. September 2007

Auf Grund von § 23 Absatz 3 des Gesetzes über die
Hochschule der Polizei Hamburg vom 22. Dezember 2006
(HmbGVBl. S. 614) wird verordnet:

§ 1

Für die Studiengänge an der Hochschule der Polizei Ham-
burg werden für das Wintersemester 2007/2008 die Zahlen für
Studienanfängerinnen und Studienanfänger wie folgt festge-
setzt:

1. Bachelor-Studiengang Polizei  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28,

2. Bachelor-Studiengang Sicherheitsmanagement  . . . . . . 28.

§ 2

Soweit bei der Zulassung zum Wintersemester 2007/2008 in
einem der in § 1 genannten Studiengänge Studienplätze frei
geblieben sind, bleiben diese für die Zulassung zum Sommer-
semester 2008 unberücksichtigt.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 18. September 2007.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Billstedt 103 für den Geltungs-
bereich zwischen der Bundesautobahn A 24, Haferblöcken,
Fuchsbergweg und dem Jenfelder Bach in Billstedt (Bezirk
Hamburg-Mitte, Ortsteil 131) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Haferblöcken – Südgrenze des Flurstücks 2059, über das
Flurstück 2059, Westgrenzen der Flurstücke 2059, 1616,
1615 und 1207, über das Flurstück 1207, Nordgrenze des
Flurstücks 1207 der Gemarkung Öjendorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostener-
stattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines  Jahres seit dem Inkrafttre-
ten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich
zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die  Ausführung des  Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Es sind nur Dächer mit einer Neigung bis 35 Grad zulässig.
Als Dachdeckung sind, mit Ausnahme der Dächer mit
einer Neigung bis 20 Grad, rote Ziegel, rote Betonpfannen
oder eine Metalldeckung zu verwenden.

2. Auf den mit „(1)“ bezeichneten Flächen der reinen Wohn-
gebiete sind die Wohn- und Schlafräume durch geeignete
Grundrissgestaltung den lärmabgewandten Gebäudeseiten
zuzuordnen. Soweit die Anordnung an der lärmabgewand-
ten Seite nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

3. Für die Heizung und Warmwasserversorgung ist für die
Neubebauung ein Wärmenetz in Kraft-Wärme-Kopplung
zu errichten oder an ein bestehendes Wärmenetz in Kraft-
Wärme-Kopplung anzuschließen.

4. Die festgesetzten Leitungsrechte umfassen die Befugnis
der Hamburger Stadtentwässerung und der Freien und

Verordnung
über den Bebauungsplan Billstedt 103

Vom 18. September 2007

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 3
Absätze 1 und 3 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 3. April 2007
(HmbGVBl. S. 119, 134), § 7 Absätze 2, 3 und 6 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 3. April 2007
(HmbGVBl. S. 119), Artikel 6 Absatz 2 Nummer 4 des Gesetzes
zur Änderung des Hamburgischen Naturschutzgesetzes sowie
zur Aufhebung und Änderung weiterer Vorschriften vom
3. April 2007 (HmbGVBl. S. 119), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 157), § 4 des Hamburgischen Klimaschutzge-
setzes vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. S. 261), zuletzt geändert
am 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404, 414), sowie § 1, § 2 Absatz 2,
§ 3 und § 4 Nummer 1 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
in der Fassung vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), geän-
dert am 19. Juni 2007 (HmbGVBl. S. 168), wird verordnet:
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Hansestadt Hamburg, unterirdische öffentliche Siel- und
Straßenentwässerungsanlagen herzustellen und zu unter-
halten. Nutzungen, welche die Herstellung und Unterhal-
tung beeinträchtigen können, sind unzulässig. Gering-
fügige Abweichungen von dem festgesetzten Leitungs-
recht können zugelassen werden.

5. Die als Feucht-Grünland festgesetzten Flächen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft sind als Nasswiesen mit Gewässerbio-
topen zu entwickeln und höchstens einmal jährlich zu
mähen; das Mähgut ist zu entfernen. Eine Beweidung ist
unzulässig. Das Ausbringen von Dünge- und Pflanzen-
behandlungsmitteln ist untersagt. Aufschüttungen sind
unzulässig; ausgenommen hiervon ist die Anlage einer die
Flächen querenden fußläufigen Wegeverbindung.

6. Die als Extensiv-Grünland festgesetzten Flächen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft sind höchstens zweimal jährlich zu
mähen; das Mähgut ist zu entfernen. Eine Beweidung ist
unzulässig. Das Ausbringen von Dünge- und Pflanzen-
behandlungsmitteln ist untersagt.

7. Dächer von Gebäuden bis zu einer Neigung von 20 Grad
sind mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzel-
baren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.
Dächer von Garagen und Carports sind mit einem min-
destens 5 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und zu begrünen.

8. Entlang der Grundstücksgrenzen von Einzel- und Doppel-
häusern sind Hecken anzupflanzen. Ausgenommen hier-
von sind die Bereiche mit Erhaltungs- und Anpflanzgebo-
ten sowie notwendige Zufahrten und Zuwegungen zu den
Grundstücken.

9. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind verschiedene standortgerechte einheimische
Gehölze zu pflanzen. Je m² ist eine Pflanze zu verwenden.

10. Auf den Flächen für die Erhaltung von Bäumen und Sträu-
chern sind bei Abgang von Gehölzen und in Bestands-

lücken verschiedene standortgerechte einheimische Ge-
hölze zu pflanzen. Je m² ist eine Pflanze zu verwenden.

11. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind,
soweit wasserwirtschaftliche Belange dem nicht entgegen-
stehen, Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im
Kronenbereich von Bäumen, Gehölzgruppen und Knicks
unzulässig.

12. Das in den Baugebieten anfallende Niederschlagswasser ist
oberirdisch in das offene Oberflächenentwässerungs-
system einzuleiten, sofern es nicht versickert oder gesam-
melt und genutzt wird.

13. In den reinen Wohngebieten dürfen die Entwässerungs-
gräben, Entwässerungsmulden und ein beidseitiger 2 m
breiter Gewässerrandstreifen nicht überbaut werden. Aus-
genommen hiervon ist die Überbauung durch notwendige
Zufahrten und Zuwegungen zu den Wohngebäuden. 

14. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahr-
wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau, Stellplätze
in vegetationsfähigem Aufbau herzustellen.

15. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwas-
serspiegels führen, sind unzulässig. Keller sind unzulässig.

16. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den mit „Z“ bezeich-
neten Wohngebieten die mit „Z“ bezeichneten Flächen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft sowie die im geltenden Teilbereich
des Bebauungsplans Billstedt 90 mit „(M)“ bezeichneten
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft zugeordnet.

§ 3

(1) Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden
Bebauungspläne aufgehoben.

(2) Das Gesetz über den Grünordnungsplan Billstedt 90
vom 4. März 1997 (HmbGVBl. S. 31), zuletzt geändert am
5. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 375, 378), wird für den
Geltungsbereich dieses Bebauungsplans aufgehoben.

Hamburg, den 18. September 2007.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte

Herausgegeben von der Justizbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg.
Druck, Verlag und Ausgabestelle Lütcke & Wulff, Rondenbarg 8, 22525 Hamburg, — Telefon: 23 51 29-0 — Telefax: 23 51 29 77.
Bestellungen nimmt der Verlag entgegen. Bezugspreis für Teil I und II zusammen jährlich 75,– Euro. Einzelstücke je angefangene
vier Seiten 0,26 Euro (Preise einschließlich 7 % Mehrwertsteuer).


